
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Margit Stumpp, Oliver Krischer,
Sven-Christian Kindler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/20240 –

Abrufe beim Bundesförderprogramm Breitbandausbau

 1. Wie viele Mittel in Euro sind seit 2015 im Bundesförderprogramm ein-
gestellt, und wie viele Mittel wurden bisher bereits für die drei Förder-
möglichkeiten Beratungsleistung, Wirtschaftlichkeitslücke und Betrei-
bermodell ausgezahlt?

Wie verteilt sich die Mittelauszahlung jeweils auf die Jahre 2017, 2018, 
2019 und 2020?

Insgesamt werden seit 2015 für die Förderung des Breitbandausbaus nach der-
zeitigem Stand im Einzelplan 12 und im Sondervermögen „Digitale Infrastruk-
tur“ unter Einschluss der anteiligen Erlöse aus der Auktion der 5G-Frequenzen 
rd. 11 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt; durch Förderbescheide bereits gebun-
dene Mittel sind rd. 6,6 Mrd. Euro. Eine Übersicht der bereits für die verschie-
denen Fördermöglichkeiten ausgezahlten Fördermittel kann der folgenden 
Übersicht entnommen werden.

Mittelauszahlungen im BFP Breitbandausbau Stand 18.06.2020
Jahr Beratungsleistungen Wirtschaftlichkeitslücke Betreibermodell
2017 10.701.267,77 € 102.289,00 € 992.587,74 €
2018 28.197.564,90 € 63.245.791,39 € 11.352.728,68 €
2019 24.477.689,74 € 184.201.633,04 € 54.797.405,63 €
2020 5.404.662,31 € 116.164.973,44 € 66.739.007,88 €
Gesamt 68.781.184,72 € 363.714.686,87 € 133.881.729,93 €
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 2. Wie viele Förderbescheide in welcher finanziellen Größenordnung im 
Rahmen des Bundesförderprogramms Breitbandausbau entfallen auf die 
einzelnen Bundesländer bei den drei Fördermöglichkeiten Beratungsleis-
tung, Wirtschaftlichkeitslücke und Betreibermodell?

Wie viele der Mittel sind dabei nach Kenntnis der Bundesregierung je 
Bundesland bereits für die jeweils drei Förderleistungen ausgezahlt wor-
den?

Folgend die Übersichten zu der Verteilung der Fördermittel auf die Länder.

Drucksache 19/21141 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



3. Welche Antragsteller haben nach Kenntnis der Bundesregierung nach
Bundesländern getrennt seit 2015 einen Förderbescheid im Rahmen des
Bundesförderprogramms Breitbandausbau in welcher Höhe und bezogen
auf welche Förderleistung bekommen?

Wann war jeweils die Bewilligung der Förderbescheide?

Wie ist der aktuelle Projektstand bei den Förderbescheiden in den Berei-
chen Wirtschaftlichkeitslücke und Betreibermodell?

Wann erfolgte die Ausschreibung, und wann endete sie mit welchem Er-
gebnis?

4. Welche konkreten Kommunen haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in der ersten Ausschreibung im Rahmen des Betreibermodells bzw.
der Wirtschaftlichkeitslücke kein Gebot bekommen?

Wie viele Kommunen haben in der ersten Ausschreibung nur ein Gebot
bekommen?
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 5. In wie vielen Kommunen gaben nach Kenntnis der Bundesregierung ins-
gesamt Firmen kein Gebot ab, und wie viele Ausschreibungen wurden 
bereits im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitbandausbau posi-
tiv, also mit abgeschlossen?

Die Fragen 3 bis 5 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die Anzahl der Gebote 
und die detaillierten Ausschreibungszeiträume in den einzelnen Ausschreibun-
gen der Breitbandausbauprojekte vor. Die Anzahl der Ausschreibungen mit po-
sitivem Abschluss beträgt 395.
Zum aktuellen Projektstand der einzelnen Breitbandausbauprojekte wird auf 
Anlage 1* und zu den Beratungsleistungen auf Anlage 2* verwiesen.

 6. Wie viele Kommunen haben nach Kenntnis der Bundesregierung nach 
dem Erhalt eines Förderbescheids eine Umplanung des Ausbaus vorge-
nommen?

Welche Kommunen sind dies, und nach welchem Modell (Betreiber ver-
sus Wirtschaftlichkeit) sollte gefördert werden?

Welche Gründe haben nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils zu der 
Umplanung geführt?

Inwiefern unterscheiden sich nach Kenntnis der Bundesregierung jeweils 
die bewilligten Mittel vor und nach der Umplanung?

Eine Umplanung des Ausbaus ist aufgrund des zweistufigen Förderverfahrens 
die Regel. Ein Antragsteller kann auf Basis eines Zuwendungsbescheids in vor-
läufiger Höhe die für die Projekte notwendigen Auswahlverfahren durchführen. 
Die Ergebnisse der Auswahlverfahren und die daraus resultierenden Umpla-
nungen sind dann die Grundlage für die Antragstellung der zweiten Stufe zur 
Erlangung des Zuwendungsbescheides in abschließender Höhe.
Zudem haben die Offensive „Digitales Klassenzimmer“ mit der Möglichkeit 
der Hinzunahme von Schulen und die Umstellung auf das Gigabitziel mit der 
Möglichkeit eines Upgrades des Breitbandausbauprojektes zu Umplanungen 
bei den Projekten geführt.

 7. Wie viele Kommunen werden nach Kenntnis der Bundesregierung ihre 
Förderbescheide im Bereich Betreibermodell oder Wirtschaftlichkeitslü-
cke nicht in Anspruch nehmen?

Welche Kommunen sind dies?

Wie hoch war der Förderbescheid jeweils?

Die Gründe für den Verzicht auf Zuwendungen sind generell unterschiedlich, 
z. B. durch einen Wechsel in die Landesförderung oder das Projekt wurde von 
einem Landkreis übernommen bzw. erfolgte ohne Inanspruchnahme von För-
dergeldern durch die Telekommunikationsunternehmen.
Die folgenden 91 Projekte haben auf die bewilligte Förderung verzichtet und 
werden damit ihren vorläufigen Zuwendungsbescheid (vorl. ZWB) nicht in An-
spruch nehmen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21141 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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8. Welchen Finanzbedarf hat die Bundesregierung für den Glasfaser-
Breitbandausbau in Deutschland in den Jahren 2020 bis 2025 identifiziert
– unter Berücksichtigung der schon angekündigten privaten Investitionen
und der Realisierungskapazitäten (bitte jahresscheibengenau darstellen)?

9. Wird sich mit Investitionen in diesem Umfang nach Ansicht der Bundes-
regierung das Ziel erreichen lassen, dass bis Ende 2025 alle deutschen
Haushalte, alle Gewerbegebiete, alle Schulen, alle Krankenhäuser sowie
alle sozialen Einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft mit Glasfaser-
Anschlüssen versorgt sein werden (vgl. Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und SPD, 2018, S. 38, Randnummern 1626 bis 1632)?
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10. Welchen Finanzbedarf hat die Bundesregierung für die Förderung des
Glasfaser-Breitbandausbaus in den Jahren 2020 bis 2025 in „nicht wirt-
schaftlichen Bereichen“ identifiziert (vgl. Ergebnisse des Koalitionsaus-
schusses am 3. Juni 2020, S. 12, Nummer 46)?

11. Welche Mittel sind nach Ansicht der Bundesregierung „notwendig“, um
den Glasfaser-Breitbandausbau in den Jahren 2020 bis 2025 in „nicht
wirtschaftlichen Bereichen“ zu beschleunigen (vgl. Ergebnisse des Koa-
litionsausschusses am 3. Juni 2020, S. 12, Nummer 46)?

12. Wie plant die Bundesregierung, die von ihr identifizierten Förderbedarfe
zu finanzieren (bitte konkrete Finanzierungsinstrumente, Entnahmen aus
Sondervermögen etc. benennen und die Finanzierung jeweils in Millio-
nen Euro zuordnen)?

18. Wann erwartet die Bundesregierung eine Entscheidung zum neuen För-
derprogramm für „Graue Flecken“ von Seiten der EU-Kommission, und
wie wird sich die Bundesregierung verhalten, wenn das Förderprogramm
von der EU-Kommission nicht genehmigt wird?

Inwiefern könnte das Förderprogramm für „Graue Flecken“ angepasst
werden, dass es mit europäischen Richtlinien vereinbar ist?

19. Plant die Bundesregierung eine Initiative, um auf europäischer Ebene die
Aufgreifschwelle von derzeit 30 Mbit/s anzuheben?

Welche Übertragungsrate strebt die Bundesregierung dafür an?

Die Fragen 8 bis 12, 18 und 19 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.
Vorrangig soll der Ausbau von Breitbandnetzen auch weiterhin durch die Pri-
vatwirtschaft erfolgen. Der flächendeckende Aufbau von Gigabitnetzen bis 
2025 erfordert die Erweiterung der bisherigen Förderung in „weißen Flecken“ 
auf „graue Flecken“, also Gebiete, die bereits über Übertragungsraten von über 
30 Mbit/s verfügen. Eine Rahmenregelung für das zukünftige Graue-Flecken-
Programm stimmt die Bundesregierung derzeit mit der Europäischen Kommis-
sion abschließend ab.
Der Koalitionsvertrag sieht zur Förderung des Netzausbaus vor, die Erlöse aus 
der Vergabe der UMTS- und 5G-Lizenzen zweckgebunden bereitzustellen. 
Dies ist geschehen und wird bedarfsgerecht durch Zuweisungen aus dem Bun-
deshaushalt ergänzt. Der Finanzbedarf hängt von den Marktaktivitäten ab und 
kann deshalb nicht über mehrere Jahre hinweg beziffert werden. Aktuell unver-
sorgte potenzielle Zielgebiete für die Förderung können am Ende ohne Inan-
spruchnahme staatlicher Mittel finanziert werden, wenn im Markterkundungs-
verfahren ein privater Ausbau gemeldet wird. Sollte ein Förderprojekt zustande 
kommen, hängt die Höhe der benötigten Mittel von der Wirtschaftlichkeitslü-
cke ab, die in der jeweiligen Ausschreibung geltend gemacht wird. Die konkre-
ten Abschätzungen über die Höhe der erforderlichen jährlichen Finanzierungs-
mittel werden Gegenstand künftiger Haushaltsaufstellungsverfahren sein.
Die benötigten Mittelwerden im Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ be-
reitgestellt. Neben den Erlösen aus der Vergabe von 5G-Lizenzen sowie Ge-
bühreneinnahmen auf Grund von Einzelzuteilungen auf Antrag wird das Son-
dervermögen mit Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt nach Maßgabe des je-
weiligen Haushaltsgesetzes aufgestockt.
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13. Welche Maßnahmen verfolgt die Bundesregierung, um die schleppende
Mittelauszahlung aus dem Bundesförderprogramm Breitbandausbau zu
beschleunigen?

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) setzt 
sich in seinem Verantwortungsbereich für eine zügige Umsetzung der Breitban-
dausbauprojekte ein und hat dafür umfangreiche Maßnahmen zur Beschleuni-
gung der Projekte ergriffen. Eine Evaluierung von Beschleunigungsmaßnah-
men erfolgt kontinuierlich. Im Jahr 2018 hat das BMVI die Breitbandförderung 
umfangreich novelliert, die Förderverfahren vereinfacht und entbürokratisiert. 
Erfahrungen aus dem „Weiße-Flecken-Programm“ werden in das „Graue-
Flecken-Programm“ integriert.

Der aktuelle Maßnahmenkatalog zur Projektbeschleunigung umfasst zum 
Beispiel:
• Einrichtung von Lotsenstellen beim Projektträger zur individuellen Betreu-

ung von Antragstellern;
• Bereitstellung eines Mustervertrags (Ausbauvertrag mit Telekommunikati-

onsunternehmen) zur Verkürzung der Vertragsverhandlungen;
• Gespräche mit der Deutschen Bahn AG zur Beschleunigung von Genehmi-

gungsverfahren (Bahnquerungen beim Breitbandausbau);
• Kostenfreie Workshops zum Thema Breitbandausbau für potentielle An-

tragsteller (Vermittlung von Fachwissen) zur effizienten Projektumsetzung.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 15 auf die 
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/16656 verwiesen.

14. Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass andere europäische Länder
wie Spanien, Finnland oder Schweden deutlich weiter in der Versorgung
mit Glasfaser und hohen Breitbandgeschwindigkeiten als Deutschland
sind (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/415799/umfrage/anteil-
von-glasfaseranschluessen-an-allen-breitbandanschluessen-in-oecd-staa
ten/)?

Die Zahlen der zitierten OECD Erhebung beziehen sich auf die tatsächlich ge-
buchten Anschlüsse; diese Zahlen sagten nichts über die Verfügbarkeit von 
Glasfaseranschlüssen aus.
Ende 2019 lag die Verfügbarkeit von FTTB/H-Anschlüssen in Deutschland bei 
rund 12 Prozent. Dies macht deutlich, dass die Anstrengungen von Bund und 
Ländern sowie der ausbauenden Netzbetreiber Wirkung zeigen. Die aktuell in 
Planung befindlichen privatwirtschaftlich realisierten und geförderten 
Glasfaserausbau-Projekte werden die Glasfaserquote in den kommenden Jahren 
kontinuierlich weiter verbessern.
Im Übrigen ist eine niedrige Quote bei den Glasfaseranschlüssen nicht gleich-
bedeutend mit einer Unterversorgung mit Gigabitanschlüssen. Die in Deutsch-
land weit verbreiteten Kabelnetze ermöglichen durch ein Upgrade des Übertra-
gungsstandard (sog. DOCSIS 3.1) gigabitfähige Bandbreiten, ohne dass um-
fangreiche Tiefbauressourcen notwendig sind. Damit allein können für rund 
zwei Drittel aller Haushalte in Deutschland auch steigende Bedarfe befriedigt 
werden, während gleichzeitig der Glasfaseranteil weiter erhöht wird.
Der am 11. Juni 2020 von der Europäischen Kommission bekannt gegebene 
diesjährige Digitale Wirtschafts- und Gesellschaftsindex (Digital Economy and 
Society Index – DESI) für 2019, mit dem die allgemeine Leistung Europas im 
Bereich der Digitalisierung und die Fortschritte der EU-Mitgliedstaaten bei der 
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digitalen Wettbewerbsfähigkeit abgebildet werden, kommt zu dem Ergebnis, 
dass Deutschland im Vergleich zum Vorjahr in vielen Bereichen deutlich besser 
abschneidet. Das betrifft insbesondere die Verfügbarkeit von Zugangsnetzen 
der nächsten Generation (Next Generation Access – NGA-Netzen) und die 5G-
Bereitschaft. Bei der NGA-Netzabdeckung (VDSL, FttP, Kabel) ist Deutsch-
land laut DESI im EU-Vergleich sehr gut vorangeschritten. Deutschland konnte 
sich von Platz 14 (88 Prozent – Abdeckung) auf Platz 10 (92 Prozent – Ab-
deckung) vorarbeiten. Der EU-Durchschnitt liegt hier bei 86 Prozent. Bei der 
5G-Bereitschaft steht Deutschland an erster Stelle.

15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dass sich verstärkt 
ausländische Firmen an den Ausschreibungen für die Verlegungen von 
Glasfaserkabeln beteiligen?

Im Betreibermodell der Förderung ist aufgrund der Größe der Projekte vergabe-
rechtlich in vielen Fällen eine europaweite Ausschreibung der Bauleistungen 
notwendig, an der sich ausländische Firmen beteiligen können. Im Modell der 
Wirtschaftlichkeitslücke werden nach Kenntnis der Bundesregierung durch die 
begünstigten Telekommunikationsunternehmen auch ausländische Firmen für 
den Ausbau der Netze herangezogen.

16. Inwiefern will die Bundesregierung das Bundesförderprogramm Breit-
bandausbau laut Konjunkturprogramm vom 3. Juni 2020 entbürokratisie-
ren und weiterentwickeln (siehe Nummer 46 im Konjunkturpaket: „… 
werden wir das Fördersystem entbürokratisieren und weiterentwickeln 
…“)?

Welche zusätzlichen Mittel sollen dabei wann eingestellt werden (eben-
falls Nummer 46)?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 8 bis 13 verwiesen.

17. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die kommunalen 
Verwaltungen personell und/oder finanziell zu stärken und um Genehmi-
gungsverfahren in Behörden beim Breitbandausbau zu beschleunigen?

Eine direkte personelle oder finanzielle Unterstützung der kommunalen Ver-
waltungen durch die Bundesregierung ist aufgrund der Artikel 104a bis 104c 
des Grundgesetzes nicht möglich.
Um das gesamte Genehmigungsverfahren zu beschleunigen, wurde im Herbst 
2018 der Antrag nach § 68 Absatz 3 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
auf Veranlassung des BMVI in das Onlinezugangsgesetz (OZG) aufgenommen. 
Dadurch werden Prozesse für die Antragsteller standardisiert und digitalisiert. 
So wird für mehr Transparenz, Effizienz und Beschleunigung gesorgt – wichti-
ge Grundlagen für den schnellen Breitbandausbau.
Nach Entwicklung eines ersten sog. Klick-Dummys haben sich Mitte 2019 die 
Länder Hessen und Rheinland-Pfalz bereit erklärt, den Prozess zur Einführung 
des digitalen Antragsverfahrens federführend weiterzuführen. Beide Länder 
entwickeln basierend auf den Ergebnissen der ersten Projektphase des Digitali-
sierungslabors die relevanten Prozesse mit den Stakeholdern Kommunen und 
TK-Unternehmen weiter und werden nach der darauf folgenden Einrichtung ei-
nes bidirektionalen Antrags- und Genehmigungsportals in mehreren Pilotkom-
munen des Länderverbundes die Praxistauglichkeit testen und optimieren.
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In einem weiteren wichtigen Schritt wird das Digitalisierungslabor Breitband 
um die Antragsverfahren „Aufgrabungsgenehmigung“, „Verkehrsrechtliche 
Anordnung“ und „Mitnutzung /Mitverlegung“ i.S. des § 77a ff. TKG erweitert. 
So können in Zukunft auch „Folgeanträge“ direkt abgeleitet werden.
Parallel wird ein verbindlicher Übertragungsstandard xÖV entwickelt, da mit 
den bisherigen xÖV-Standards keine Trassenplanung möglich war (wegen der 
Einbeziehung der Erdkrümmung). Ebenso wird angestrebt, dass die Daten der 
tatsächlich verlegten Leitungen als GIS-Daten in den Infrastrukturatlas der 
Bundesnetzagentur mit aufgenommen werden. Diese Maßnahme wertet den 
Infrastrukturatlas als das zentrale Informations- und Planungstool für den Breit-
bandausbau in Deutschland erheblich auf.
Im Rahmen der geplanten Neufassung des TKG ist vorgesehen, Teile von Ge-
nehmigungsprozessen zu vereinfachen.

20. Wie viele Schulen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bisher 
durch Förderbescheide im Rahmen des Bundesförderprogramms Breit-
bandausbau an schnelles Glasfasernetz angeschlossen?

Wie verteilen sich die Schulen auf die einzelnen Bundesländer?

Im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitband ist zum derzeitigen Stand 
der Anschluss von rd. 9.300 Schulen geplant. Im Zuge der Prüfung der ab-
schließenden Verwendungsnachweise wird festgestellt, wie viele Schulen tat-
sächlich angeschlossen wurden.

21. Wie viele Gewerbegebiete wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
bereits durch das Bundesförderprogramm Breitbandausbau mit schnel-
lem Glasfasernetz versorgt?

Welche Gewerbegebiete sind dies?

Wie viele Gewerbegebiete haben insgesamt einen Förderbescheid be-
kommen?

In den Sonderaufrufen zur Erschließung von Gewerbe- und Industriegebieten 
sowie Häfen wurden bisher 487 Zuwendungsbescheide erteilt. Mindestens 487 
Gewerbegebiete sind in der Förderung. Pro Antrag kann ein oder auch mehrere 
Gewerbegebiete erschlossen werden. In der Regel handelt es sich um ein Ge-
werbegebiet pro Antrag. Die Anzahl der Gewerbegebiete wird statistisch nicht 
erhoben.
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